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Brücken-
� teilzeit 

als 
Handicap?
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Von Lisa-Maria Allramseder

Ob zur Unterstützung 
der Familie oder zur 
Verbesserung des 
Golfspiels: Der seit Januar 
geltende Anspruch 
auf Brückenteilzeit 
besteht unabhängig vom 
Motiv. Arbeitnehmer 
können künftig ohne 
besonderen Grund für 
einen befristeten Zeitraum 
in Teilzeit arbeiten 
und danach wieder 
auf das ursprüngliche 
Arbeitszeitmodell 
zurückkehren. Welche 
Vorgaben für diesen 
einseitigen Eingriff in den 
Arbeitsvertrag gelten und 
welche Ablehnungsgründe 
bestehen.
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 Am 1. Januar 2019 ist die Reform des Teilzeitrechts – oder 
genauer das „Gesetz zur Weiterentwicklung des Teilzeitrechts 
– Einführung einer Brückenteilzeit“ – in Kraft getreten. Ins-
besondere die wichtigste Neuerung, ein zeitlich beschränkter 
Teilzeitanspruch mit Rückkehrrecht in Vollzeit (sogenannte 
Brückenteilzeit) dürfte neue Hürden für Arbeitgeber mit sich 
bringen. Zusätzlich hat sich nun durch die Reform die Darle-
gungs- und Beweislast bei der Besetzung von Arbeitsplätzen mit 
Arbeitnehmern, die ihre Arbeitszeit verlängern wollen, nach-
teilig für Arbeitgeber verändert, § 9 Teilzeit- und Befristungs-
gesetz (TzBfG). Auch dies dürfte neue Herausforderungen für die 
Personalplanung zur Folge haben. Daneben hat der Gesetzgeber 
§ 7 TzBfG ergänzt: Der Arbeitgeber hat mit dem Arbeitnehmer 
dessen Wunsch nach Veränderung von Dauer und/oder Lage der 
vertraglich vereinbarten Arbeitszeit zu erörtern – unabhängig 
vom Umfang der Arbeitszeit. Schließlich kommen Änderungen 
bei der Arbeit auf Abruf gemäß § 12 TzBfG hinzu.

Mit der Weiterentwicklung des Teilzeitrechts strebt der Gesetz-
geber ein angemessenes Gleichgewicht zwischen Arbeitgeber- 
und Arbeitnehmerinteressen an. Auf beiden Seiten soll die Ak-
zeptanz für Teilzeitarbeit erhöht werden, um neue Beschäftigung 
zu schaffen und den Wechsel in andere Arbeitszeitmodelle zu 
erleichtern. Ein weiteres Ziel ist eine höhere Beschäftigungs-
quote. Für Arbeitgeber bedeuten die gesetzlichen Änderungen 
jedoch eine Verschärfung der bisherigen Rechtslage. 

Brückenteilzeit: Anspruch und Ablauf
Neu eingeführt ist nun ein gesetzlicher Anspruch auf eine zeit-
lich beschränkte Teilzeit, die sogenannte Brückenteilzeit. Mit 
der Gesetzesänderung können Arbeitnehmer einen Anspruch 
auf Verringerung ihrer Arbeitszeit für einen vorab festgelegten 
Zeitraum geltend machen. Die neue Regelung dazu findet sich 
in § 9a TzBfG. Nach dem Verständnis des Gesetzgebers ist be-
züglich der Anspruchsvoraussetzungen und auch bezüglich des 
Antragsverfahrens ergänzend auf § 8 TzBfG zurückzugreifen, der 
schon bislang einen Anspruch des Arbeitnehmers auf (unbefris-
tete) Verringerung der Arbeitszeit regelt. So soll sich die neue 
Brückenteilzeit in das bestehende System der Teilzeit einfügen 
und die praktische Anwendung erleichtert werden. 

Der Anspruch auf Brückenteilzeit ist nicht an das Vorliegen 
besonderer Gründe, etwa Kindererziehung oder Pflege, geknüpft 
– auch nicht bei der Geltendmachung des Anspruchs. Vielmehr 
sind die Voraussetzungen des neuen Brückenteilzeitanspruchs:

•		� Das Arbeitsverhältnis besteht länger als sechs Monate. 
•		� Der Antrag muss drei Monate vor Beginn der geplanten Brü-

ckenteilzeit gestellt werden.
•		� Der Arbeitgeber beschäftigt in der Regel mehr als 45 Arbeit-

nehmer.
•		� Für Arbeitgeber mit mehr als 45 und bis 200 Arbeitnehmern 

besteht eine Zumutbarkeitsgrenze. Pro angefangene 15 Arbeit-
nehmer ist der Anspruch lediglich einem zuzustehen. 

•		� Die zeitlich begrenzte Teilzeit muss mindestens ein Jahr und 
darf maximal fünf Jahre dauern. Hiervon sind Abweichungen 
durch tarifvertragliche Regelungen möglich. 

•		� Während der zeitlich begrenzten Teilzeit ist eine Verlänge-
rung, Verkürzung oder vorzeitige Rückkehr zur vormaligen 
Arbeitszeit einseitig durch den Arbeitnehmer nicht möglich. 

Es wird sich zeigen, 
ob sich geeignete 
Ersatzkräfte befristet 
finden lassen, um 
Mitarbeiter in 
Brückenteilzeit 
zu ersetzen. Eine 
Schwierigkeit 
dürften hierbei 
die kurzen 
Ankündigungsfrist 
und die Frage 
bereiten, wie die 
Arbeitsverhältnisse 
der Ersatzkräfte zu 
gestalten sind.
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Eine einvernehmliche Vereinbarung ist jedoch zulässig. 
•		� Sperrfrist: Der Arbeitnehmer kann einen erneuten Anspruch 

auf Teilzeit frühestens ein Jahr nach Ablauf der vormals be-
fristeten Teilzeit geltend machen.

Vom Ablauf her entspricht das formale Verfahren bei der Brü-
ckenteilzeit größtenteils dem der zeitlich unbefristeten Verrin-
gerung der Arbeitszeit nach § 8 TzBfG. Folgende Regelungen 
sind im Hinblick auf die Anspruchsvoraussetzungen und das 
Verfahren der Antragstellung einzuhalten: 

•		� Arbeitnehmer müssen ihren Antrag auf Verringerung der 
Arbeitszeit (einschließlich des Zeitraums der Verringerung 
sowie des Wunschs der Verteilung der Arbeitszeit) mindestens 
drei Monate vor der gewünschten Verringerung stellen. 

•		� Der Antrag auf befristete Teilzeit muss lediglich in Textform 
gestellt werden, ist also auch per E-Mail oder SMS möglich. 
Arbeitgeber sollten daher unbedingt auf eine sorgfältige Do-
kumentation achten und die Frist für eine Ablehnung eines 
Antrags notieren.

•		� Der Arbeitgeber ist verpflichtet, mit dem Arbeitnehmer den 
Teilzeitwunsch zu erötern. Das Ziel soll dabei sein, zu einer 
Vereinbarung zu gelangen.

•		� Der Arbeitgeber kann eine Verringerung der Arbeitszeit aus 
betrieblichen Gründen ablehnen. 

•		� Der Arbeitgeber muss seine Entscheidung über die befriste-
te Teilzeit spätestens einen Monat vor deren gewünschten 
Beginn schriftlich mitteilen. Für ihn gilt damit die strenge 
Schriftform des § 126 BGB. Er muss also die Ablehnung dem 
Arbeitnehmer wie eine Kündigung in einem unterschriebenen 
Dokument innerhalb der Ablehnungsfrist zustellen.

•		� Äußert sich der Arbeitgeber nicht bis spätestens einen Monat 
vor Beginn zum Antrag auf Brückenteilzeit, so gilt diese als 
nach den Wünschen des Arbeitnehmers festgelegt. Daher müs-
sen Arbeitgeber die Ablehnungsfrist im Auge behalten und 
die Zustellung – ähnlich wie bei Kündigungen – nicht außer 
Acht lassen. Diesbezüglich ist zu empfehlen die Ablehnung 
aus Nachweisgründen per Bote zuzustellen.

•		� Es besteht kein Anspruch darauf, dass die Beschäftigung mit 
der veränderten Arbeitszeit auf dem gleichen Arbeitsplatz er-
folgt. Dem Arbeitgeber ist die Zuweisung einer gleichwertigen 
Tätigkeit im Rahmen des Direktionsrechts möglich.

Befristete Teilzeit: Ablehnung und Rückkehr
Der Arbeitgeber kann einen Antrag eines Beschäftigten auf be-
fristete Teilzeit ablehnen, wenn betriebliche Gründe entgegen-
stehen. Was genau unter betrieblichen Gründen zu verstehen 
ist, regelt das Gesetz nicht. Vielmehr ist auf die ergangene 
Rechtsprechung zu § 8 TzBfG zu verweisen. Danach sind bei-
spielsweise wesentliche Beeinträchtigungen der Organisation, 
des Arbeitsablaufs, der Sicherheit im Betrieb oder unverhält-
nismäßige Kosten solche betrieblichen Gründe. Nach den bis-
herigen Erfahrungen mit § 8 TzBfG dürfte der Nachweis dieser 
betrieblichen Gründe für Arbeitgeber nicht ganz einfach sein. 
Aus dem Gesetz ergibt sich auch nicht, was gelten soll, wenn der 
Arbeitgeber lediglich die Befristung ablehnt, sich aber nicht zur 
Teilzeit erklärt. Vorsichtshalber sollte sich die Ablehnung des 
Arbeitgebers daher auf die Befristung und die Teilzeit beziehen.

Zudem führt das Gesetz als Ablehnungsgrund eine Art Über-
lastquote ein. Dabei handelt es sich um eine (unternehmens-
bezogene) Zumutbarkeitsgrenze für Arbeitgeber, die insgesamt 
nicht mehr als 200 Arbeitnehmer beschäftigen. Sie haben die 
Möglichkeit, die Brückenteilzeit abzulehnen, wenn zu Beginn 
der begehrten Verringerung pro „angefangene“ 15 Arbeitneh-
mer bereits mindestens ein Arbeitnehmer in Brückenteilzeit 
arbeitet (siehe Tabelle). Ist die zeitlich befristete Teilzeit mit 
dem Arbeitnehmer jedoch frei vereinbart (also nicht aufgrund 
eines Antrags), muss man das Gesetz wohl so verstehen, dass 
diese Mitarbeiter ebensowenig für die Zumutbarkeitsgrenze zu 
berücksichtigen wie dauerhaft in Teilzeit Beschäftigte.

Eine einmal beantragte zeitlich begrenzte Teilzeit kann nicht 
einseitig durch den Arbeitnehmer verändert werden. Das ge-
währleistet dem Arbeitgeber Sicherheit bei der Personalplanung. 
Eine einvernehmliche Regelung zwischen Arbeitgeber und Be-
schäftigtem ist jedoch möglich.  

Nach Ablauf der Brückenteilzeit kehrt der Beschäftigte zu-
rück in sein ursprüngliches Arbeitszeitmodell und an seinen 
Arbeitsplatz vor der Teilzeit (Vollzeit oder Teilzeit), sofern der 
Arbeitgeber den Arbeitnehmer nicht versetzt. Gesetzliches Ziel 

Regelmäßige 
Mitarbeiterzahl im 
Unternehmen  
(nicht Betrieb)

Ablehnungsgrund:
Brückenteilzeit zum Zeitpunkt  
des Antrags…

Unter 46  … generell ausgeschlossen

46 bis 60 … schon mindestens 4 Mal gewährt

61 bis 75 … schon mindestens 5 Mal gewährt

76 bis 90 … schon mindestens 6 Mal gewährt

91 bis 105 … schon mindestens 7 Mal gewährt

106 bis 120 … schon mindestens 8 Mal gewährt

121 bis 135 … schon mindestens 9 Mal gewährt

136 bis 150 … schon mindestens 10 Mal gewährt

151 bis 165 … schon mindestens 11 Mal gewährt

166 bis 180 … schon mindestens 12 Mal gewährt

181 bis 195 … schon mindestens 13 Mal gewährt

196 bis 200 … schon mindestens 14 Mal gewährt

Mehr als 200 Kein Einwand der Unzumutbarkeit 
möglich

Unzumutbare Brückenteilzeit
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ist es, beiden Seiten Planungssicherheit zu gewährleisten. Kehrt 
der Arbeitnehmer nach Ablauf der Brückenteilzeit zu seiner 
ursprünglichen Arbeitszeit zurück, kann eine erneute Verringe-
rung der Arbeitszeit frühestens ein Jahr nach dieser Rückkehr 
verlangt werden. Die Jahresgrenze gilt auch, wenn der Arbeit-
geber einen Antrag auf Verringerung der Arbeitszeit aufgrund 
der Überlastregel berechtigterweise abgelehnt hat. Ist die Ab-
lehnung aufgrund dringender betrieblicher Gründe berechtigt 
erfolgt, gilt – wie bei der zeitlich unbegrenzten Teilzeit – gemäß 
§ 8 Abs. 6 TzBfG eine Frist von zwei Jahren.

Künftig wird sich zeigen, ob sich befristet geeignete Ersatzkräf-
te finden lassen, um Mitarbeiter in Brückenteilzeit entsprechend 
zu ersetzen. Eine Schwierigkeit für HR dürfte hier in der kurzen 
Ankündigungsfrist liegen und in der Frage, wie die Arbeitsver-
hältnisse der Ersatzkräfte ausgestaltet sind, zum Beispiel als 
Befristungen mit oder ohne Sachgrund. Zudem dürfte durch den 
häufigen Wechsel von Voll- in Teilzeit (und zurück) ein Mehrauf-
wand bei der Berechnung des Urlaubsentgelts entstehen. Dessen 
Höhe richtet sich laut BAG nämlich nach dem Zeitpunkt (etwa 
in Vollzeit), in dem der Urlaubsanspruch entsteht und nicht 
danach, wann der Urlaub genommen wird (etwa in Teilzeit). 

Unbefristete Teilzeit: Neue Beweislastverteilung 

Neben der Brückenteilzeit haben sich mit der Reform auch die 
gesetzlichen Voraussetzungen für die Rückkehr aus der unbe-
fristeten Teilzeit geändert. Teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmer, 

die ihre Arbeitszeit verlängern möchten, waren bereits bis-
lang gemäß § 9 TzBfG bei der Besetzung entsprechender freier 
Arbeitsplätze und gleicher Eignung vorrangig zu berücksichti-
gen. Schon bis Januar 2019 musste der Arbeitgeber entgegen-
stehende dringende betriebliche Gründe und entgegenstehende 
Arbeitszeitwünsche anderer Teilzeitbeschäftigter darlegen und 
beweisen. Nun muss er zusätzlich darlegen und beweisen, dass 
kein entsprechender freier Arbeitsplatz vorhanden ist und der 
Arbeitnehmer für die Besetzung des Arbeitsplatzes – im Ver-
gleich zu anderen Bewerbern – nicht gleich geeignet ist. Damit 
hat der Gesetzgeber die Rechtslage für Arbeitgeber verschärft. 

Die Arbeitnehmer tragen lediglich die Darlegungs- und Be-
weislast für das Teilzeitarbeitsverhältnis und die Anzeige des 
Verlängerungswunschs. Der Nachweis der Anzeige wird nun 
dadurch erleichtert, dass der Wunsch nach einer Arbeitszeitver-
längerung lediglich in Text- und nicht mehr in Schriftform an-
zuzeigen ist. Sollten mehrere Teilzeitbeschäftigte in Konkurrenz 
um einen Arbeitsplatz stehen, kann der Arbeitgeber nach den 
Grundsätzen des billigen Ermessens frei entscheiden. 

Arbeit auf Abruf: Geringe Anpassungen
Im Vergleich zur Brückenteilzeit sowie der veränderten Darle-
gungs- und Beweislast bei der Rückkehr aus unbefristeter Teilzeit 
erscheinen die Änderungen bei der Arbeit auf Abruf weniger 
gravierend. Im Wesentlichen sind es folgende Anpassungen:

•		� Der Anteil der zusätzlich vom Arbeitgeber abrufbaren Arbeit 
darf künftig nicht mehr als 25 Prozent der vereinbarten wö-
chentlichen Mindestarbeitszeit betragen. Dies hatte das BAG 
bereits zuvor als Richterrecht festgelegt. 

•		� Bei der Vereinbarung einer Höchstarbeitszeit darf der Arbeit-
geber diese um maximal 20 Prozent unterschreiten. 

•		� Wenn die Dauer der wöchentlichen Arbeitszeit nicht festgelegt 
ist, gilt künftig eine Arbeitszeit von 20 Stunden als vereinbart. 

Für die Praxis empfiehlt es sich, bestehende Abrufarbeitsverhält-
nisse genau zu prüfen und gegebenenfalls anzupassen – soweit 
noch nicht geschehen. Gerade bei Abrufarbeitsverhältnissen 
ohne Angaben zur Arbeitszeit besteht ansonsten das Risiko, dass 
eine Vergütung für 20 Wochenstunden geleistet werden muss. 
Die bislang strittige Frage nach der Entgeltfortzahlung bei Krank-
heit und an Feiertagen ist nunmehr auch gesetzlich geregelt. Für 
die Berechnung der Entgeltfortzahlung ist als Referenzzeitraum 
auf die durchschnittliche Arbeitszeit der letzten drei Monate vor 
Beginn der Arbeitsunfähigkeit abzustellen. 

Exkurs: Anwendung der tariflichen 
Öffnungsklausel
�
In § 9a Abs. 6 TzBfG ist vorgesehen, dass der Rahmen für 
den Zeitraum der befristeten Arbeitszeitverringerung durch 
einen Tarifvertrag auch zuungunsten der Arbeitnehmer fest-
gelegt werden kann. In der Tarifrunde 2018 der Metall- und 
Elektroindustrie wurden solche abweichenden tariflichen 
Regelungen zur Brückenteilzeit geschaffen. Diese ermög-
lichen es den Beschäftigten, die Arbeitszeit befristet abzu-
senken (sogenannte verkürzte Vollzeit). Vollzeitbeschäftigte 
mit einer Betriebszugehörigkeit von mindestens zwei Jah-
ren können ihre Arbeitszeit nach den neuen Regelungen 
vorübergehend auf bis zu 28 Stunden pro Woche reduzie-
ren. Das monatliche Entgelt verringert sich entsprechend 
der reduzierten Arbeitszeit. Die verkürzte Vollzeit hat eine 
Laufzeit von mindestens sechs und höchstens 24 Monaten. 
Die Reduzierung der Arbeitszeit ist nur für volle Stunden 
oder um 3,5 Stunden pro Woche zulässig. Der Arbeitgeber 
kann den Antrag auf verkürzte Vollzeit unter bestimmten 
Voraussetzungen ablehnen. Während der Dauer der ver-
kürzten Vollzeit ist die Geltendmachung eines gesetzlichen 
Anspruchs auf die Brückenteilzeit gesperrt.
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